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Zukunft wieder eine Bankenrettung oder -abwicklung not-
wendig werden sollte. Als weitere Schutzmaßnahme ist ei-
ne den Banken auferlegte sukzessive Auffüllung eines Ab-
wicklungsfonds vorgesehen, der bis zum Jahr 2026 insge-
samt 55 Mrd. Euro betragen soll. Er dient dazu, möglichst 
alle Verluste aufzufangen, die verbleiben, wenn die Eigen-
tümer und die Bankgläubiger (soweit diese in Anspruch ge-
nommen werden) ihren Bail- in-Beitrag geleistet haben. Der 
Betrag klingt zunächst beachtlich, ist aber faktisch im Ver-
hältnis zur Belastung der europäischen Steuerzahler durch 
Kapitalspritzen oder Garantien in der jetzigen Finanzkrise 
von über 1500 Mrd. Euro eher bescheiden. Auch aus dem 
Umstand, dass bislang keine Untergrenze für die Bail-in-
fähigen Verbindlichkeiten der Banken vereinbart sind, folgt, 
dass der Fonds in seiner Endausstattung für Einzelinsol-
venzen brauchbar ist, nicht aber für systemische Krisen. 
In der Übergangszeit bis 2026 muss die Unterstützung 
darüber hinaus durch nationale Mittel erfolgen, weshalb 
beispielsweise Deutschland auf ein Einspruchsrecht bei 
solchen Abwicklungsentscheidungen nicht verzichten 
möchte. 

Der bis zum Ende der Legislaturperiode des Europäischen 
Parlaments zu verhandelnde Kompromiss zwischen den 
Finanzministern und dem Europäischen Parlament wird 
nicht leicht zu erreichen sein, zumal seine wichtigste Ei-
genschaft die der Glaubwürdigkeit des SRM sein müss-
te. Nur dann, wenn die Marktteilnehmer davon überzeugt 
sind, dass im Falle einer Bankinsolvenz eine Abwicklung 
nach transparenten und praktikablen Regeln erfolgt, wer-
den sie ihr Verhalten anpassen und nicht weiterhin auf die 
bislang bestehende implizite „too big to fail“-Garantie für 
große Institute spekulieren. 

Bernd Rudolph

Ludwig-Maximilians-Universität München

rudolph@bwl.lmu.de

Deutsche Post

Verkauf geboten

Seit dem 1. Januar 2014 kostet das Briefporto 60 Cent, 
das ist die zweite Preissteigerung in zwei Jahren. Zugleich 
ist die Umsatzrendite im Briefbereich bei der Deutschen 
Post AG (DPAG) seit über zehn Jahren im Vergleich zu den 
Renditen aus anderen Geschäftsfeldern des Konzerns 
weit überdurchschnittlich. Nötig wäre die Portoerhöhung 
insofern nicht. Trotzdem ziehen die hohen Renditen im 
Briefgeschäft keinen Markteintritt anderer Wettbewerber 
an – wie sonst auf wettbewerblichen Märkten üblich. Viel-
mehr ist der Briefbereich nach wie vor nahezu vollständig 
monopolisiert, die DPAG hat hier einen Marktanteil von 

Bankenunion

Einheitliches Abwicklungsregime? 

Der EU-Ministerrat hat am 19. und 20. Dezember 2013 
nach zähen Verhandlungen einem Vorschlag zugestimmt, 
der im Euroraum ein Abwicklungsregime (Single Resoluti-
on Mechanism SRM) für marode Großbanken einschließ-
lich eines Abwicklungsfonds etablieren wird. Die Einigung 
auf den SRM (neben dem einheitlichen Aufsichtsmecha-
nismus und einem Einlagensicherungssystem der dritte 
Bestandteil der Bankenunion) ist von EU-Kommissar Bar-
nier als „revolutionary change“ gefeiert worden. Man kann 
aber die Skepsis des Präsidenten des Europäischen Parla-
ments nachvollziehen, die sich auf die zu hohe Komplexität 
des Regelwerks bezieht. Der Vorschlag der Kommission 
umfasst in der deutschen Fassung vom 10. Juli 2013 im-
merhin 122 Textseiten, womit bereits ein erster Hinweis auf 
seine Komplexität gegeben ist. 

Gravierender ist aber die jetzt im Ministerrat verabredete 
Zusammensetzung des Abwicklungsausschusses (SRM 
Board), der sich nach den vorliegenden Presseberichten 
aus Kommissionsvertretern, den EZB-Aufsichtsvertretern 
sowie den Repräsentanten aller nationalen Abwicklungs-
behörden zusammensetzen soll, die in die Abwicklung 
(Resolution) der Bank einbezogen sind. Da dem SRM 
Board für die Abwicklungsentscheidung bislang aber die 
rechtliche Grundlage im EU-Vertragswerk fehlt, kann sein 
Abwicklungsprogramm nur umgesetzt werden, wenn ihm 
die Finanzminister, die in jedem Fall bei einer signifi kanten 
Inanspruchnahme von Gemeinschaftsmitteln einbezogen 
werden müssen, nicht widersprechen. Die Eurostaaten 
können also letztendlich jede zuvor erarbeitete Lösung 
wieder in Frage stellen. Kann man da von einem „einheitli-
chen“ Abwicklungsmechanismus sprechen?

Wenn man die Ziele des Mechanismus ernst nimmt, müss-
te ein Verfahren gewählt werden, das das Abwicklungspro-
gramm zumindest in der Zeitspanne eines Wochenendes 
festzurren könnte, so dass die Märkte rechtzeitig beruhigt 
und für den Finanzmarkt relevante Transaktionen weiter-
geführt werden können. Man darf mit Fug und Recht bei 
dem gerade gefundenen Kompromiss an diesem Erforder-
nis zweifeln. Daher müssen noch gangbare Alternativen 
gefunden werden, die eine raschere Entscheidung ermög-
lichen. Ebenso wie die Einschätzung des Insolvenzrisikos 
eines Instituts von einem überschaubaren Aufsichtsgre-
mium vorgenommen wird, muss die Verantwortung für die 
Abwicklungsentscheidung einem arbeitsfähigen europäi-
schen SRM Board übertragen sein.

Das wesentliche Ziel des SRM besteht im Schutz der Steu-
erzahler vor einer zukünftigen Inanspruchnahme, sofern in 
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etwa 95%. Zahlreiche kleinere und größere Markteintritts-
barrieren, die der Staat künstlich geschaffen hat, schüt-
zen die Post vor Wettbewerb. Zu diesen vielen staatlichen 
Markteintrittsbarrieren gehören neben Steuerprivilegien 
und einem drohenden branchenspezifi schen Mindestlohn 
in unbekannter Höhe auch die inadäquate regulatorische 
Aufsicht über die Monopolbereiche des Briefmarktes. Die 
Bundesnetzagentur hat im Postmarkt keine Aufsichts- 
und Eingriffsrechte, die etwa denen im Telekommunika-
tionsbereich oder im Energiesektor vergleichbar wären. 
Obwohl der Marktanteil der Deutschen Telekom im Fest-
netz inzwischen auf gut 50% abgeschmolzen ist, unter-
liegt sie einer wesentlich strengeren behördlichen Auf-
sicht als die DPAG, die sich trotz ihres hohen Marktanteils 
einer recht laxen Aufsicht erfreut.

Der wesentliche Grund für die laxe Aufsicht über das 
Briefmonopol ist ein Interessenkonfl ikt innerhalb der Bun-
desregierung: Aus der haushaltspolitischen Sicht des 
Finanzministeriums sind Monopolgewinne staatlicher 
Unternehmen gern gesehen, ein tatsächlicher Wettbe-
werb würde diese Profi te schmälern. Eine Reform des 
Postgesetzes hin zu mehr Wettbewerb ist daher unwahr-
scheinlich. Aufzulösen ist der Interessenkonfl ikt nur durch 
den konsequenten Verkauf der restlichen Staatsanteile: 
Erst wenn der Staat nicht gleichzeitig Schiedsrichter und 
Spieler ist, können faire Wettbewerbsbedingungen ga-
rantiert werden – die Rolle des Schiedsrichters reicht für 
den Staat aus.

Das oft gehörte Argument, dass nur ein staatliches Un-
ternehmen den Universaldienst gewährleiste, zieht hier 
übrigens nicht. Schon heute unterliegt die DPAG keiner 
Universaldienstverpfl ichtung mehr. Sie erbringt diese 
Dienste freiwillig und bekommt dafür außerordentlich 
großzügige, aber nach außen wenig transparente Steuer-
privilegien eingeräumt. Wie teuer das Briefaustragen an 
sechs statt fünf Tagen in der Woche genau ist und ob das 
dafür ausgegebene Geld nicht besser in Kitas, Universitä-
ten, Breitbandinfrastruktur oder sonstige Dinge gesteckt 
werden sollte, weiß eigentlich niemand.

Genauso wie für die DPAG gilt für die Deutsche Telekom, 
dass der Staat als Garant fairer Wettbewerbsbedingun-
gen einerseits und Anteilseigner an einem starken Unter-
nehmen andererseits in einer Zwickmühle steckt. Ein Ver-
kauf der restlichen Staatsanteile dieser beiden Unterneh-
men zur Finanzierung anderer Staatsaufgaben ist daher 
heute mehr als je geboten.

Justus Haucap

DICE, Heinrich-Heine-Universität Düsseldorf

 haucap@dice.hhu.de

Arbeitsmarkt

Berufsausbildung vernachlässigt

Gut ausgebildete Fachkräfte sind das Geheimnis der 
deutschen Wettbewerbsfähigkeit. Mittlerweile haben 
mehr als 90% der Stammbelegschaften der Unternehmen 
einen berufl ichen oder akademischen Abschluss. Das un-
terscheidet deutsche von US-amerikanischen, britischen 
oder französischen Betrieben. Diese sind mit ihren hohen 
Anteilen von Un- und Angelernten deutlich infl exibler, da 
ihre Beschäftigten nicht so vielseitig einsetzbar sind. Die 
deutsche Automobilindustrie kann z.B. bei einem Modell-
wechsel eine alte Produktionslinie schließen und die neue 
ohne Qualitätsprobleme zügig hochfahren, da sie nicht 
viel Zeit auf das Anlernen verschwenden muss. 

Viele Untersuchungen zeigen zudem, dass die duale Be-
rufsausbildung die Integration Jugendlicher ins Erwerbs-
leben erleichtert, weshalb die Jugendarbeitslosigkeit in 
Deutschland im internationalen Vergleich so gering ist. 
Die Auszubildenden lernen unter realen Arbeitsbedingun-
gen und sind nach ihrer Ausbildung sofort voll produktiv. 
Diese Vorteile der deutschen Berufsausbildung werden 
auch im Ausland erkannt und man versucht zunehmend, 
das duale System zu kopieren.

Die deutsche Wirtschaft schaut optimistisch in die nächs-
ten Jahre und kämpft in einigen Berufen und Regionen 
schon mit Fachkräftemangel. In einer solchen Situation 
sollten eigentlich die Ausbildungsinvestitionen ansteigen, 
umso mehr als in den nächsten Jahren die Zahl der Ju-
gendlichen knapp wird und bis 2025 fast die Hälfte der 
Fachkräfte ausscheidet. Stattdessen meldete die Bun-
desagentur für Arbeit für 2013 einen Rückgang der neu-
en Ausbildungsverträge. Besonders bestürzend ist der 
Rückgang in mehreren industriellen Kernberufen. An 
mangelnden schulischen Voraussetzungen und abneh-
menden Bewerberzahlen kann es nicht liegen. Wegen der 
doppelten Abiturjahrgänge ist die Zahl der Bewerber 2013 
sogar gestiegen. Auch die schulische Ausbildung ist heu-
te besser als früher. In Nordrhein-Westfalen haben z.B. 
zwei Drittel der Unversorgten einen Realschulabschluss 
oder sogar eine Studienberechtigung. 

Derzeit herrscht die seltsame Situation, dass fast alle Ak-
teure der deutschen Wirtschaft stolz auf das duale Sys-
tem sind, das aber aufgrund eines immer kurzfristigeren 
betrieblichen Denkens seit 30 Jahren permanent in der 
Krise ist. So ist die Ausbildungsquote in Aktiengesell-
schaften, die sich oft an Vierteljahreszahlen orientieren, 
signifi kant niedriger als in Familienbetrieben mit einem 
längeren Planungshorizont. Eine hohe Ausbildungsbereit-
schaft kann nur noch durch Kraftakte der Politik und der 
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Die Bedeutung macht die Zahl der teilweise von der Zah-
lung der EEG-Umlage befreiten Unternehmen deutlich. 
So haben für 2014 insgesamt 2379 Unternehmen eine 
entsprechende Befreiung beantragt. Für das Jahr 2013 
wurden 2055 Unternehmen von der Umlage befreit, wäh-
rend es 2012 lediglich 813 Unternehmen waren. Auch un-
abhängig von den aktuellen beihilferechtlichen Bedenken 
ist dies eine Situation, die im Rahmen der anstehenden 
Weiterentwicklung des EEG dringend zu überprüfen ist. 
Denn sie liegt vor allem darin begründet, dass mit der 
letzten Novelle des EEG der für eine Sonderbehandlung 
notwendige Grenzwert beispielsweise für den Stromver-
brauch – also die Defi nition eines stromintensiven Unter-
nehmens – von zehn auf eine Gigawattstunde pro Jahr 
gesenkt wurde.

Klar ist jedoch auch, dass die Einleitung des Prüfverfah-
rens keinerlei Rückschlüsse auf das Ergebnis der Un-
tersuchung zulässt. Nun besteht für die neue Bundesre-
gierung zunächst einmal die Gelegenheit, sich hierzu zu 
äußern. Im Koalitionsvertrag steht zu diesen Aspekten 
beispielsweise, dass die Koalition die besondere Aus-
gleichsregelung „erhalten und zukunftsfähig weiterentwi-
ckeln“ will. Der dort ebenfalls gewünschten europarecht-
lichen Absicherung wird mit dem aktuellen Verfahren nun 
ohnehin nachgegangen. Dies deckt sich auch mit der im 
Koalitionsvertrag vorgesehenen Überprüfung der Privi-
legierung in den einzelnen Branchen „vorrangig anhand 
objektiver, europarechtskonformer Kriterien“. 

Gleichwohl empörten sich beispielsweise Angela Merkel 
und Sigmar Gabriel sofort in Richtung Kommission, da 
man Deutschland als starken Industriestandort und ent-
sprechende Arbeitsplätze bedroht sieht. Der neue Staats-
sekretär im Bundesministerium für Wirtschaft und Energie 
–  Rainer Baake – hingegen hat sich, noch in seiner Rolle 
als Direktor von Agora Energiewende, im Oktober 2013 in 
einem Konzept für ein EEG 2.0 zurecht dafür ausgespro-
chen, die mit dem EEG 2012 übermäßig ausgeweiteten 
Ausnahmen wieder auf die Sektoren zu begrenzen, die ei-
nen hohen Energiekostenanteil haben und die im interna-
tionalen Wettbewerb stehen. Zudem sollten die bisher be-
freiten Unternehmen demnach mit einem Mindestbeitrag 
an der EEG-Umlage beteiligt werden, da sie im Rahmen 
des Merit-Order-Effekts von den durch die erneuerbaren 
Energien für sie deutlich gesunkenen Stromkosten profi -
tieren. Es ist also durchaus spannend, wie die Bundes-
regierung nun binnen Monatsfrist Stellung nehmen wird, 
um die deutsche Position gegenüber der Kommission zu 
erläutern. 

Markus Groth

Climate Service Center (CSC) am Helmholtz-Zentrum Geesthacht 

Markus.Groth@hzg.de

Sozialpartner gesichert werden. Die abnehmende Tarif-
bindung zeigt aber, dass die Unternehmen nicht mehr in 
gleichem Maße moralisch zur Ausbildung verpfl ichtet wer-
den können, wie noch vor 30 Jahren. Die Versprechungen 
in den Ausbildungspakten sind daher auch immer vager 
geworden. Die Bildungspolitiker jeder politischen Couleur 
schauen zudem fast nur noch auf die Universitäten und 
haben die Berufsausbildung in den letzten Jahren sträf-
lich vernachlässigt. 

Der Rückgang der Ausbildungsbereitschaft der Unterneh-
men ist standortgefährdend. Wenn es nicht gelingt, die 
Verpfl ichtungsfähigkeit der Sozialpartner über die neuen 
Instrumente Mindestlohn und leichtere Allgemeinverbind-
lichkeit von Tarifverträgen wieder zu stärken, bietet sich ei-
ne Ausbildungsplatzabgabe an, mit der man im Bauhaupt-
gewerbe gute Erfahrung gemacht hat. Die Trittbrettfahrer 
werden an den Kosten des Allgemeinguts „Berufsausbil-
dung“ beteiligt. Die auszubildenden Betriebe werden ent-
lastet, was die Ausbildungsbereitschaft erhöht. 

Gerhard Bosch

Universität Duisburg-Essen

gerhard.bosch@uni-due.de

EEG-Umlage

Im Visier der EU

Wie erwartet hat die Europäische Kommission am 18. De-
zember 2013 eine beihilferechtliche Prüfung von Teilas-
pekten der deutschen Förderung erneuerbarer Energien 
eingeleitet. Dabei geht es zum einen darum, festzustellen, 
ob die den als stromintensiv defi nierten Unternehmen auf 
der Grundlage des aktuellen EEG gewährte Befreiung von 
der EEG-Umlage (die „besondere Ausgleichsregelung“) 
mit den EU-Beihilfevorschriften vereinbar ist. Zudem wird 
die Befreiung von der EEG-Umlage geprüft, die dann ge-
währt wird, wenn mindestens 50% Grünstrom aus inlän-
dischen Kraftwerken bezogen wird (das „Grünstromprivi-
leg“), da dies ausländische Kraftwerke benachteiligt.

Ihren Ursprung hat diese Kritik der Kommission in der 
umfassenden Novellierung des EEG im Jahr 2012. Dem-
nach wurde die Förderung der Erzeugung erneuerbaren 
Stroms mit der Finanzierung durch staatlich kontrollier-
te Mittel derart modifi ziert, dass sie eine staatliche Bei-
hilfe im Sinne der EU-Vorschriften darstellt. Die aktuelle 
Überprüfung ist also auf den Zeitraum ab 1. Januar 2012 
begrenzt. Es geht zudem keinesfalls um ein grundsätzli-
ches Infragestellen der deutschen Förderung erneuerba-
rer Energien, sondern ganz spezifi sch um die besondere 
Ausgleichsregelung und das Grünstromprivileg. 


